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Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung zur Neufassung der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung (StVZO) und zur Änderung weiterer Vorschriften 
 
 
Die GTÜ begrüßt, dass mit der Neufassung der StVZO der Wunsch des Bundesrates nach 
einer Neustrukturierung der StVZO umgesetzt wird. Mit den enthaltenen Änderungen 
wird die StVZO auf einen technisch und rechtlich aktuellen Stand angepasst. Die Europäi-
schen Bau- und Typgenehmigungsvorschriften werden mit diesem Entwurf klar und ein-
deutig als verbindliche Vorschrift Anwendung finden. 
 
In Deutschland existiert ein hohes Niveau an Verkehrssicherheit. Die Qualität bei Fahr-
zeuggenehmigungen und Fahrzeugprüfungen soll auch zukünftig mit dem Inkrafttreten 
dieser Neufassung der StVZO erhalten bleiben. 
 
Die GTÜ ist von der Neufassung der StVZO direkt betroffen und hat sich aus diesem 
Grund ausführlich mit diesem Entwurf befasst. Das Einbringen von Anmerkungen und 
Empfehlungen zum Referentenentwurf, insbesondere durch die Vertreter der Überwa-
chungsinstitutionen in Deutschland, erachten wir als wichtigen Baustein zur Weiterent-
wicklung der StVZO und damit als Grundlage für den weiteren Ausbau des in Deutschland 
erreichten sehr hohen Niveau an Verkehrssicherheit.  
 
Die sich aus der Neufassung der StVZO ergebenden Auswirkungen sind für uns sehr um-
fangreich. Neben den erforderlichen Schulungen der prüfenden Personen, sowie aller Refe-
renten der GTÜ-Akademie und Mitarbeiter in der GTÜ-Zentrale sind umfangreiche Anpas-
sungen in unseren IT-Systemen, sowie Änderungen von Formularen und Prozessen 
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erforderlich. Für uns ist daher eine ausreichende Übergangsfrist für die Umsetzung des 
Regelwerks zwingend erforderlich. Eine Frist von einem Jahr wäre unseres Erachtens hier-
bei angemessen, um die Änderungsumfänge vor einem festgelegten Einführungstermin 
qualitätsgesichert und fristgerecht umsetzen zu können. 
 
In diesem Zusammenhang möchten wir auch auf den in der Einleitung unter Punkt E auf-
geführten Erfüllungsaufwand sowohl für Bürgerinnen und Bürger, für die Wirtschaft, aber 
auch für die Verwaltung hinweisen. Hier erlauben wir uns darauf hinzuweisen, dass die 
Überwachungsinstitutionen basierend auf den zu erwartenden erforderlichen Anpassun-
gen erhebliche Aufwände haben werden, welche aus den umfassenden und grundlegenden 
Änderungen der StVZO einhergehen werden. 
 
Neben den grundsätzlichen Angaben zur Systematik und den einzelnen Teilbereichen des 
Verordnungsentwurfs haben wir uns erlaubt konkrete Änderungsvorschläge mit entspre-
chender Begründung nachfolgend zusammenzustellen. Als Anlage erhalten Sie in einem 
zusätzlichen Dokument darüber hinaus die von uns festgestellten redaktionellen Auffällig-
keiten. 
 
 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
 
Die GTÜ begrüßt die Aufnahme von Begriffsbestimmungen in § 2 der Neufassung der 
StVZO. Die Aufnahme von Begriffsbestimmungen unterstützen das Ziel der einfacheren 
Anwendung und der Umsetzung der Rechtsvorschriften. In der Ausführung der einzelnen 
Begriffsbestimmungen sind diese Vorgaben jedoch nicht immer konsistent umgesetzt und 
sollten daher angepasst werden.  
 
Folgende Punkte möchten wir daher zu den Begriffsbestimmungen anmerken: 
 
• Nr. 5 Historische Fahrzeuge: 

Unter Ziffer 22 zu § 2 der FZV sind diese Fahrzeuge als Oldtimer definiert. Eine einheit-
liche Festlegung von Begriffsbestimmungen wäre in diesem Zusammenhang sinnvoll. 
 

• Anregen möchten wir die Ergänzung des Unterschriftsberechtigten eines Technischen 
Dienstes. 
 
„Nr. 13 (neu) Unterschriftsberechtigter eines Technischen Dienstes 

 Person mit Anstellung bei einem Technischen Dienst oder einer vertraglichen Regelung  
 mit dem Technischen Dienst, welche nach “Rahmenlehrplan zur  
 Unterschriftsberechtigung für die Prüfung/Begutachtung des Gesamtfahrzeugs“  
 gemäß KBA-Vorgaben ausgebildet und vom Technischen Dienst benannt wurde  
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• Die Definition des Begriffs „Gutachten“ gemäß § 2 Nr. 11 („…Grundlage für die Ertei-
lung einer Betriebserlaubnis…“) korreliert nicht durchgehend mit der weiteren Verwen-
dung dieses Begriffs im Verordnungstext.   
So wird in § 3 Absatz 3 Nr. 1 z.B. der Begriff „Sachverständigengutachten“ verwendet; 
Prinzipiell ist der Begriff „Gutachten“ im öffentlichen Gebrauch nicht explizit geregelt 
und sorgt daher u.U. für Irritationen. Ebenso ist gerade beim Begriff „Sachverständi-
gengutachten“ nicht geregelt, welche Personen diese erstellen dürfen (prüfende Per-
son? Amtlich anerkannte Sachverständige? Unterschriftsberechtigte?). 
 
§ 5 Absatz 5 Nr. 1 verwendet den Begriff „Gutachten“ nicht im Zusammenhang mit der 
Erteilung einer Betriebserlaubnis.  
 
In § 12 wird der Begriff „Gutachten“ im Zusammenhang mit dem Historischen Fahr-
zeug verwendet. Dieses „Gutachten“ darf von einer „prüfenden Person“ erstellt werden 
und hängt richtiger Weise nicht zwangsläufig mit der Erteilung einer Betriebserlaubnis 
zusammen. 
 
Aus diesem Grund schlägt die GTÜ vor, „Nr. 11 Gutachten” zu streichen. Die Bedeu-
tung des Begriffs “Gutachtens” ergibt sich an der jeweiligen Stelle dieser Verordnung. 
 

• Nr. 13 Hauptuntersuchung:  
In der Definition fehlt die Untersuchung auf Vorschriftsmäßigkeit, wie sie auch in § 16 
Absatz 1 formuliert ist. 

 
„13 Hauptuntersuchung 
die Untersuchung an einem Fahrzeug, einschließlich der Untersuchung des Motorma-
nagement- und Abgasreinigungssystems sowie der Gasanlagenprüfung für Antriebs-
systeme von Kraftfahrzeugen, nach deren Durchführung durch Zuteilung einer Prüf-
plakette dokumentiert wird, dass das Fahrzeug verkehrssicher, vorschriftsmäßig nach 
dieser Verordnung ist und umweltschonend betrieben werden kann;“ 

 
• Nr. 34 gefährlicher Mangel: 

Die Begriffsbestimmung bei „gefährlichen Mängeln“ erscheint unter Berücksichtigung 
von § 17 Absatz 1 Nummer 4 und § 24 Absatz 1 nicht vollständig. Wir schlagen daher 
folgende Formulierung vor:  
 
„34. gefährlicher Mangel: 
die Abweichung einer Fahrzeugeinrichtung oder eines Fahrzeugteils von Vorschriften 
oder Richtlinien, die eine direkte und unmittelbare Verkehrsgefährdung oder Umwelt-
belastung darstellt und damit die Teilnahme im öffentlichen Straßenverkehr aus-
schließt.“ 
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§ 4 Erteilung der Betriebserlaubnis: 
 
Bisher umfassen die europäischen Regelungen keine Vorschriften für die nachträglichen 
Änderungen von bereits im Verkehr befindlichen Fahrzeugen.  
Deutschland hat hierzu bisweilen ein nationales System für technische Änderungen an be-
reits genehmigten Fahrzeugen, mit dem die Verkehrssicherheit und Umweltverträglichkeit 
gewährleistet wird. Dies halten wir auch weiterhin für erforderlich. Begrüßen würden wir 
es daher, wenn das bestehende nationale System zur Gestaltung der erforderlichen Prü-
fumfänge bei nachträglichen technischen Änderungen auch nach dieser Verordnungsan-
passung weiterhin möglich sein wird. 
 
Wir schlagen daher vor, Absatz 5 wie folgt zu ändern: 
  
„Für technische Änderungen (im Sinne des § 5 Abs. 1) an bereits im Verkehr befindlichen 
Fahrzeugen, gelten die einschlägigen nationalen Vorschriften und Prüfgrundlagen, die im 
Rahmen der Erteilung einer Betriebserlaubnis für Fahrzeugteile oder der nationalen Teile-
typgenehmigung nach § 10 StVZO Anwendung finden.“ 
  
Beispiele zur Erläuterung: 
  
Das EU-Recht umfasst keine Prüfgrundlagen oder Regelungen zum Thema „Festigkeit“, 
z.B. bei dem Thema Radfestigkeit oder bei Fahrwerksänderungen.  
Nationale Ergänzungen zu den geltenden europäischen Regelungen würden den hohen Si-
cherheitsstand in diesem Bereich beibehalten. Es wäre so auch weiterhin möglich bei-
spielsweise die in der „Richtlinie zur Prüfung von Sonderrädern für Kfz und ihre Anhänger“ 
genannten Prüfumfänge bezüglich der Festigkeit des Sonderrades zuzüglich einer Anbau-
prüfung und einer Überprüfung des Fahrverhaltens anzuwenden.  
Auch wäre nach EU-Recht beispielsweise kein Festigkeitsnachweis für einen Kraftradlen-
ker zu erbringen. Auch dies stellt aus unserer Sicht eine Verschlechterung des aktuellen Si-
cherheitsniveaus dar. 
  
Die „grüne Liste“ des KBA wäre mit dem bisher geplanten Neuerlass der StVZO nach un-
serem Verständnis zum Großteil hinfällig, da dort oftmals bei den Prüfgrundlagen auf die 
einschlägigen VdTÜV-Merkblätter verwiesen wird. 
  
Ohne diese Änderung des § 4 Absatz 5 wird nach unserem Verständnis mit dem geplanten 
Neuerlass ein erheblicher Umfang des nachträglichen Umbau- und Tuningmarktes einge-
schränkt. Dies wirkt sich im Besonderen auf kleine Firmen und Hersteller aus (z.B. Herstel-
ler von Sonderrädern, Hersteller von LoF-Fahrzeugen, kleine Hersteller). 
Des Weiteren besteht die Gefahr, dass bauliche Veränderungen am Fahrzeug vorgenom-
men werden und aufgrund der zu erwartenden hohen Prüf- und Begutachtungskosten 



 

         SEITE 5 VON 22 
 
 

 

 

diese Fahrzeuge ohne jegliche Begutachtung am Straßenverkehr teilnehmen und somit 
das aktuelle Niveau der Verkehrssicherheit gesenkt würde. 
 
 
§ 5 Wirksamkeit der Betriebserlaubnis: 
 
Für einen vollständigen Nachweis ausnahmslos aller betroffenen Einzelrechtsakte und 
Einzelregelungen nach EU – beispielsweise bei einer Änderung der Rad-/Reifenkombina-
tion - wären künftig ungleich mehr Prüfungen im Rahmen der Einzelbegutachtung zu er-
bringen, z.B. Abgasverhalten, Geräuschverhalten, Bremsverhalten, Lenkverhalten, Verhal-
ten sämtlicher Assistenzsysteme. 
 
Dies wäre aus unserer Sicht ein unverhältnismäßig hoher Aufwand für die Begutachtung 
als auch für den Fahrzeughalter mit Blick auf die Kosten einer entsprechenden Einzelbe-
gutachtung und steht zudem im Widerspruch mit der Matrix “Die gegenseitige Beeinflus-
sung bei Kombinationen von Änderungen” aus Anlage 3 Teil B. 
 
Begrüßen würden wir es daher, wenn das bestehende nationale System (z.B. Rili zur Prü-
fung von Sonderrädern, VdTÜV-Merkblätter) zur Gestaltung der erforderlichen Prüfum-
fänge bei nachträglichen technischen Änderungen auch nach dem Neuerlass der StVZO 
weiterhin möglich sein wird. 
 
Wir schlagen daher vor, §5 Abs.1 Satz 2 wie folgt zu ändern: 
  
„Für Änderungen von Bauteilen, Systemen, selbstständigen technischen Einheiten oder 
Software an Fahrzeugen sind die möglichen Auswirkungen auf die Vorschriftsmäßigkeit 
des Fahrzeugs, welche sich durch die Änderung ergeben könnten, gemäß der einschlägigen 
nationalen Vorschriften und Prüfgrundlagen zu berücksichtigen und gegebenenfalls zu 
prüfen.“ 
 
 
§ 8 Betriebserlaubnis für Einzelfahrzeuge und nationale Fahrzeug-Einzelgenehmigung 
 
§ 8 Abs. 1 Satz 7 
Der aktuelle Entwurf enthält die Aufforderung: “Gutachten und Prüfprotokolle sind der 
Genehmigungs- oder zuständigen Aufsichtsbehörde bereitzustellen”. Aktuell ist hierfür 
noch keine entsprechende Schnittstelle zwischen Behörde und Technischen Diensten/ 
Technischer Prüfstelle eingerichtet. Der verwendete Begriff „Aufsichtsbehörde“ ist in die-
sem Zusammenhang ebenfalls nicht näher über die Begriffsbestimmungen im § 2 defi-
niert. Um obiger Aufforderung nachkommen zu können, müsste eine solche Schnittstelle 
und die IT-seitige Anbindung an die Produktionssysteme der Technischen Dienste und 



 

         SEITE 6 VON 22 
 
 

 

 

Technischen Prüfstellen rechtzeitig vor Inkrafttreten eingerichtet werden. Eine entspre-
chende Vorhaltung der erforderlichen Speicherkapazität auf Seiten der betroffenen Be-
hörden muss ebenfalls in diesem Zusammenhang beachtet und sichergestellt werden. 
 
§ 8 Abs. 2 
Die GTÜ begrüßt das Vorhaben der europaweit einheitlichen Umsetzung und Anwendung 
von Typgenehmigungsvorschriften. Sollte die Regelung aus § 8 Abs. 2, einer maximalen 
Stückzahlgrenze von 300 Neufahrzeugen eines Typs pro Jahr für Begutachtung und Zulas-
sung umgesetzt werden, bestehen dahingehend Bedenken, dass die in dieser Form ge-
plante Regelung in der Praxis ggf. schwierig umzusetzen ist. Eine Begutachtung kann im 
Einzelfall aufgrund notwendiger aufwendiger Prüfungen im Labor oder auf einer Teststre-
cke mehrere Monate dauern. Somit besteht nach obiger Regelung die Gefahr, dass eine 
Begutachtung zum Zeitpunkt der Beauftragung noch möglich ist, nach Ende aller Prüfun-
gen jedoch zwischenzeitig die höchstzulässige Stückzahl erreicht wurde.  
Ergänzend möchten wir an dieser Stelle darauf hinweisen, dass das Europarecht in der 
Rahmenverordnung VO(EU) 2018/858 unseres Erachtens keine Stückzahlbegrenzung für 
Einzelgenehmigungen vorsieht. Dies gilt sowohl für in Serie hergestellte Fahrzeuge aus 
Drittstaaten als auch für vollständige, typgenehmigte Neufahrzeuge, welche vor Erstzu-
lassung baulich verändert werden. Des Weiteren möchten wir darauf hinweisen, dass es 
durchaus Fälle gibt, bei denen ein Fahrzeug in Deutschland begutachtet und genehmigt 
wird (Ausstellung einer Zulassungsbescheinigung Teil 2), das Fahrzeug aber nicht in 
Deutschland, sondern im Ausland zugelassen wird. Diese Möglichkeit sollte auch in Zu-
kunft weiterhin möglich sein; von daher wäre eine Trennung von Begutachtung und Zulas-
sung hilfreich. 
 
 
§ 10 Betriebserlaubnis für Teile und Teiletypgenehmigung 
 
Die GTÜ begrüßt das Vorhaben der Einführung einer Teiletypgenehmigung. In dem vorlie-
genden Referentenentwurf ist jedoch das ursprünglich geplante Verfahren zur Durchfüh-
rung und Begutachtung von Teiletypgenehmigungen nicht vollumfänglich beschrieben. Zu-
dem enthält Anlage 3 keine beispielhafte Kennzeichnung eines mit einer Teiletypgenehmi-
gung versehenen Bauteils. 
 
 
§ 12 Gutachten für die Einstufung eines Fahrzeugs als Historisches Fahrzeug 
 
Länderspezifisch gibt es aktuell unterschiedliche Anforderungen bezüglich der Durchfüh-
rung einer Hauptuntersuchung zur Begutachtung eines Fahrzeugs als historisches Fahr-
zeug. Zur Vereinheitlichung empfehlen wir eine einheitliche Regelung zur HU-Durchfüh-
rung im Rahmen der Begutachtung eines historischen Fahrzeugs. 
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Wir empfehlen die Änderung des § 12 Satz 4 wie folgt: 
 
Zur Begutachtung zur Einstufung eines Fahrzeugs als historisches Fahrzeug ist eine 
Hauptuntersuchung durchzuführen, wenn: 
 

1. das Fahrzeug bereits zugelassen ist, 
2. ein außer Betrieb gesetztes Fahrzeug wieder zum Verkehr zugelassen werden soll, 
3. das Fahrzeug nicht zugelassen ist und ein rotes Oldtimerkennzeichen nach § 43 

FZV führen soll, oder 
4. ein Fahrzeug nach vorheriger Zulassung in einem anderen Staat nun in Deutschland 

zugelassen werden soll. Dabei sind die Anforderungen nach § 8 FZV zu beachten. 
 
Die Vorlage eines Untersuchungsberichts zu einer vorschriftsmäßigen Hauptuntersuchung 
nach § 16 ist anzuerkennen. 
 
 
§ 13 Pflicht zur Vorführung des Fahrzeugs 
 
Im Absatz 3 wird die Pflicht zum Mitführen eines Ladekabels und die Vorlage dessen bei 
der Hauptuntersuchung festgelegt. Die GTÜ begrüßt diese Initiative, da wir ein hohes Ge-
fahrenpotenzial sehen, welches in Zukunft von einem mangelbehafteten Ladekabel ausge-
hen kann. Derzeit ist in der HU-Richtlinie unter Punkt D 4.11 c) lediglich eine Sichtprüfung 
auf Beschädigung des Kabels vorgesehen. Sollten tiefergehende Untersuchungen erfor-
derlich sein, müssten diese noch definiert und verordnungsrechtlich festgelegt werden. 
Ebenso ist darauf zu achten, dass die Mitführpflicht für die Betroffenen genau definiert 
ist. Nicht jedes Fahrzeug mit elektrischem Antrieb benötigt ein Ladekabel. Dies sollte ge-
nauer definiert sein. 
 
Vorschlag: 
 
(3) Bei Kraftfahrzeugen mit elektrischem Antrieb, welche über ein externes Stromnetz ge-
laden werden können, ist ein geeignetes Ladekabel für das Fahrzeug für die Durchführung 
der Hauptuntersuchung mitzuführen. 
  
 
§ 16 Umfang der Hauptuntersuchung in Verbindung mit Anlage 10 (zu § 16) Umfang der 
Hauptuntersuchung und Beurteilung der Mängel und Anlage 11 (zu § 16) Bereitstellung 
von Vorgaben für die Durchführung von Hauptuntersuchungen und Sicherheitsprüfungen; 
Auswertung von Erkenntnissen 
 
Die GTÜ begrüßt, dass mit der Neufassung der StVZO angestrebt wird, die aktuelle Ent-
wicklung in der Fahrzeugtechnik zu berücksichtigen und das Thema „Datensicherheit-“ 
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und „Datenschutzvorschriften“ Einzug in die Hauptuntersuchung finden soll.  
Aus dem vorliegenden Referentenentwurf ist jedoch noch keine Definition der beiden Prüf-
punkte erkennbar. Eine entsprechende Anpassung der HU-Richtlinie bzw. eine Fortschrei-
bung der EU-Richtlinie 2014/45/EU wären entsprechend hilfreich. Wir möchten des Wei-
teren darauf hinweisen, dass eine standardisierte Prüfung im Rahmen der Hauptuntersu-
chung erleichtert wird, wenn auf einschlägige Homologationsvorschriften Bezug genom-
men werden kann. 
 
 
§ 20 Durchführung von eigenständigen Teilen der Hauptuntersuchung durch dafür aner-
kannte Kraftfahrzeugwerkstätten 
 
Die genaue Definition welche Untersuchungen als eigenständiger Teil zur Hauptuntersu-
chung beigestellt werden können wird seitens GTÜ als sehr sinnvoll erachtet. Der Absatz 3 
legt hierbei jedoch fest, dass im Falle einer fehlenden SP bei Vorstellung zur HU, die SP als 
eigenständiger Teil der HU durchgeführt werden kann. Dies ist nach unserem Verständnis 
nicht stimmig und erscheint aus unserer Sicht nicht praxisgerecht. 
 
Stellt der aaSoP/PI an einem Fahrzeug, welches zur HU vorgestellt wird fest, dass die SP 
abgelaufen ist oder fehlt, ist nach § 17 eine HU - ergänzt um die Prüfpunkte der SP - 
durchzuführen. Nach beanstandungsfreier Prüfung werden vom aaSoP/PI die Prüfpla-
kette für HU und die Prüfmarke für die SP entsprechend dem nun neuen Zyklus auf Basis 
der HU-Frist angebracht. Eine abgelaufene SP kann nicht ohne HU durchgeführt werden, 
da sonst der Zyklus der Prüfungen nicht mehr passt. Die HU+ kann nur von einem 
aaSoP/PI durchgeführt werden. Zudem fällt die Sicherheitsprüfung rein in die nationale 
Verordnungsgebung. Sie ist nicht Bestandteil der 2014/45/EU, unterliegt daher auch nicht 
der Vorgabe der Einhaltung der Normforderung nach DIN EN ISO/IEC 17020 aus der die 
Anforderung an beigestellte Informationen entstammt. 
 
Wir schlagen daher die Streichung des Absatz 3 vor. 
 
 
§ 23 Dokumentation 
 
Absatz 1: Mit Neufassung der FZV kann auch der Halter die Prüfplakette nach Zulassung 
im Onlineverfahren anbringen. Dies steht der hier aufgeführten Anforderung entgegen. 
 
Absatz 4: Die Anforderung, dass der Fahrzeughalter den letzten Untersuchungsbericht 
und ggf. den Nachuntersuchungsbericht vor Beginn einer Hauptuntersuchung der prüfen-
den Person auszuhändigen hat, erschwert unter Umständen den Ablauf der Durchführung 
der amtlichen Fahrzeuguntersuchungen. Insbesondere wenn bei der Durchführung der 
Hauptuntersuchung an Prüfstützpunkten der alte HU-Bericht vom Halter nicht mit 
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abgegeben wurde und der Halter selbst nicht verfügbar ist. Da die Daten der letzten HU 
von jeder Überwachungsinstitution direkt vom KBA bezogen werden können, wäre dies un-
seres Erachtens ein alternativer Weg zu einem vom Halter in Papierform vorgelegten Be-
richt und sollte entsprechend mit aufgenommen werden. 
 
Im Zuge der Anforderung des geplanten §23 (4) Satz 4 empfehlen wir eine klare Regelung 
zur Aushändigung einer Zweitschrift zu einem Untersuchungsbericht. 
 
§ 23 (4) Satz 4 sieht vor, dass Fahrzeughalter auf ihre Kosten Zweitschriften von den prü-
fenden Stellen zu beschaffen haben, sofern der letzte Untersuchungsbericht, der Untersu-
chungsbericht über die Nachprüfung oder das letzte Prüfprotokoll über die Sicherheitsprü-
fung oder das Prüfprotokoll über die Nachprüfung nicht mehr vorliegt. Andernfalls muss 
unabhängig von der Fälligkeit eine Hauptuntersuchung oder eine Sicherheitsprüfung 
durchgeführt werden. 
 
Wünschenswert wäre es eine zusätzliche Regelung aufzunehmen, damit die Aushändigung 
einer (noch gültigen) Zweitschrift durch die jeweilige Prüforganisation (welche die HU 
bzw. SP durchführte) an den aktuellen Eigentümer oder Halter des Fahrzeugs (auch wenn 
dieser nicht der eigentliche beauftragende Halter der HU war) ermöglicht wird. 
 
 
§ 24 Verkehrsunsichere Fahrzeuge und Fahrzeuge mit gefährlichen oder unmittelbar ver-
kehrsgefährdenden Mängeln 
  
Die GTÜ begrüßt, dass die Neufassung der StVZO eine eigene Regelung zum Umgang von 
Fahrzeugen mit gefährlichen oder verkehrsunsicheren Mängeln enthält. Unter Berücksich-
tigung der EU-Richtlinie 2014/45/EU Artikel 7 (2) c) schlägt die GTÜ – auch unter Beach-
tung von § 17 Absatz 1 Nr. 4 und 5 - für ein klares Verständnis und eine praktikable Hand-
habung folgende Fassung für die Absätze 3 und 4 vor: 
 
(4 3) Die Zulassungsbehörde hat bei gefährlichen Mängeln dem Eigentümer oder Halter 
nach § 5 Absatz 1 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung eine angemessene Frist zur Besei-
tigung der Mängel zu setzen oder und kann den Betrieb des Fahrzeugs auf öffentlichen 
Straßen beschränken oder untersagen.“ 
 
„(3 4) Die Zulassungsbehörde hat bei verkehrsunsicheren Fahrzeugen und bei Fahrzeu-
gen, die unmittelbar verkehrsgefährdende Mängel aufweisen, den Betrieb des Fahrzeugs 
nach § 5 Absatz 1 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung auf öffentlichen Straßen zu be-
schränken oder zu untersagen und hat dem Eigentümer oder Halter nach § 5 Absatz 1 der 
Fahrzeug-Zulassungsverordnung eine angemessene Frist zur Beseitigung der Mängel zu 
setzen. 
 



 

         SEITE 10 VON 22 
 
 

 

 

 
§25 Plausibilitätsprüfung der Angaben von Wegstreckenzählern 
 
Die GTÜ begrüßt die Regelung zur Plausibilitätsprüfung im Rahmen der amtlichen Fahr-
zeuguntersuchung.  Zur Umsetzung dieser Vorgabe wurde mit der 55. Änderungsverord-
nung der § 39 (5b) [ab dem 01.09.2023: § 66 (8)] FZV eingeführt, welcher für die Überwa-
chungsinstitutionen die Möglichkeit bietet durch Abruf im automatisierten Verfahren die 
entsprechenden Daten zur letzten Hauptuntersuchung über das KBA zu beziehen. 
 
Diese Vorgehensweise bewährt sich in der Praxis und ist im Sinne der Verkehrssicherheit 
und des Verbraucherschutzes ein wichtiger Baustein. Wir bitten darum, dass die aktuelle 
Berechnung des Abrufs dieser Daten nach Gebühren-Nr. 141.1 der GebOSt überdacht 
werden sollte, da die Daten im Rahmen der hoheitlichen Aufgabe erhoben und verwendet 
werden. 
 
Ebenso möchten wir darauf hinweisen, dass unter Beachtung der Löschfristen von den 
Hauptuntersuchungsberichten und SP-Prüfprotokollen (Anlage 13 Nr. 3 und Nr. 7) bei ei-
nem Fahrzeug mit entsprechend überzogener Hauptuntersuchung keine Zweitschrift 
mehr gemäß § 23 (4) erstellt werden kann. In diesen Fällen kann die Plausibilitätsprüfung 
ausschließlich über den Abruf im automatisieren Verfahren erfolgen. Wir empfehlen daher 
im Zuge dieses Verordnungsentwurfs die Streichung der Gebühr für den automatisierten 
Abruf in Artikel 10 aufzunehmen. 
 
 
§ 74 Übergangsbestimmungen 
 
Die Übergangsbestimmungen beziehen sich in wesentlichen Punkten auf die 56. Ände-
rungsverordnung. Diese ist derzeit jedoch nicht veröffentlicht. Auch ist uns aktuell unklar 
ob, wann bzw. in welchem Umfang diese veröffentlicht wird. Mit der Veröffentlichung der 
56. Änderungsverordnung wären jedoch ebenfalls wichtige Änderungen enthalten, die wie-
derum zur Umsetzung der Regelungen aus der Neufassung der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung (StVZO) zu beachten wären. 
 
 
Anlage 3 (zu § 6) Änderungen an Fahrzeugen und ihre Auswirkungen auf die Betriebser-
laubnis von Fahrzeugen 
 
Teil A Punkt 3.6 
Die GTÜ hält es für sinnvoll, als weiteren Unterpunkt zu Punkt 3.6 die Kennzeichnung eines 
nach § 10 mit einer Teiletypgenehmigung versehenen Bauteils aufzunehmen. 
Anlage 5 (zu § 8) Betriebserlaubnis für Einzelfahrzeuge  
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Punkt 1.2 Satz 1 
 
Die Begutachtungen gemäß § 8 für einzelgenehmigte Fahrzeuge nach dieser Verordnung 
nach Nummer 1.1 Buchstaben a) bis c) haben im Geltungsbereich dieser Verordnung 
zu erfolgen.  
 
Der Wortlaut des Entwurfs sollte nach Möglichkeit im Einklang stehen zu den veröffent-
lichten Verkehrsblattverlautbarungen 08-2023 Nr. 47 und 48, wonach die Begutachtung 
auch im Falle der Nationalen Fahrzeug-Einzelgenehmigung nach Art. 45 der VO(EU) 
2018/858 (Buchstabe a)) physisch in Gänze innerhalb der Europäischen Union zulässig ist. 
Wir schlagen deshalb vor, Punkt 1.2 Satz 1 wie folgt zu ändern: 
 
„Die Begutachtungen gemäß § 8 für einzelgenehmigte Fahrzeuge nach dieser Verordnung 
Nummer 1.1 Buchstaben b) und c) haben im Geltungsbereich dieser Verordnung zu erfol-
gen. Im Falle von Begutachtungen nach Nummer 1.1 Buchstabe a) ist jedes einzelne Fahr-
zeug physisch in Gänze innerhalb der Europäischen Union zu begutachten.“ 
 
 
Anlage 7 (zu § 13) Untersuchungsstellen zur Durchführung von Hauptuntersuchungen, Si-
cherheitsprüfungen, Untersuchungen des Motormanagements-/ Abgasreinigungssystems, 
Gassystemeinbauprüfungen und wiederkehrenden oder sonstigen Gasanlagenprüfungen 
 
Wir begrüßen aus Gründen der Vollständigkeit die Aufnahme einer weiteren Spalte Nr. 8 
mit den Anforderungen an Mess- und Prüfgeräte in der Tabelle zu Nummer 3. Ebenso be-
grüßen wir in der Tabelle die Zusammenlegung von Prüfstützpunkt und Prüfplatz für 
Fahrzeuge des eigenen Fuhrparks. 
 
Folgende Anmerkungen zu den Regularien der Anlage 7: 
 
• Nr. 2.1: Die Forderung, wonach sich Prüfstellen (teilweise interpretiert immer) in der 

ausschließlichen Verfügungsgewalt der Überwachungsinstitution befinden müssen, ist 
unter dem Gesichtspunkt der Verkehrssicherheit nicht erforderlich. Ebenso geht diese 
Regelung unseres Erachtens über die Normforderung nach 6.2.1 der DIN ISO EN/IEC 
17020 hinaus, wonach die Inspektionsstelle explizit nicht der Eigentümer der Einrich-
tungen und Geräte sein muss, welche sie verwendet. Das zur Verfügung stellen einer 
Einrichtung durch eine andere Partei ist im Normtext entsprechend formuliert. Ent-
scheidend ist, dass während der Durchführung einer Prüfung nach dieser Verordnung 
(siehe bisherige Formulierung) die prüfende Person die Verfügungsberechtigung über 
die Einrichtung der Inspektionsstelle inklusive der erforderlichen Ausstattung gemäß 
Anlage 7 hat.  
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Es ist dabei ebenfalls zu beachten, dass parallel zu den amtlichen Fahrzeuguntersu-
chungen an Prüfstellen auch freiwirtschaftliche Dienstleistungen angeboten werden 
(z.B. UVV, G607, Schaden- und Oldtimerbewertungen durch öffentlich bestellte und 
vereidigte KFZ-SV). Eine räumliche Trennung dieser Dienstleistungen ist verordnungs-
rechtlich, aber auch im Bürgersinne, unseres Erachtens nicht sinnvoll. Daher ist die 
Verfügungsgewalt der Überwachungsorganisation über eine Prüfstelle im amtlichen 
Bereich auch nur auf die Durchführung der amtlichen Prüftätigkeit zu beschränken. In 
diesem Zusammenhang würden wir es begrüßen, wenn die neue StVZO eine Ergän-
zung erhält, welche regelt, dass die Sicherstellung der Verfügungsgewalt während der 
Durchführung der amtlichen Tätigkeit durch eine vertragliche Regelung in einem Prüf-
stellenvertrag zwischen Überwachungsorganisation und Prüfstellenbetreiber (Büroin-
haber) ausreichend ist und darüberhinausgehend teilweise geforderte umfangreiche 
Mietverträge zwischen Überwachungsorganisation und Eigentümer nicht notwendig 
sind, um die Verfügungsgewalt zu bestätigen. Bei freiberuflichen Organisationen ist es 
üblich, dass der Büroinhaber häufig der Eigentümer einer Prüfstelle ist und die we-
sentlichen Anforderungen an die Prüfstelle für amtliche Fahrzeugprüfungen durch ei-
nen separaten Prüfstellenvertrag mit der Überwachungsorganisation festgehalten 
werden. Wenn darüber hinaus (wie bereits geschehen) separate Mietverträge zwi-
schen Überwachungsorganisation und dem Eigentümer gefordert werden, führt dies 
zu umfassenden Änderungen der bestehenden Strukturen in Freiberuflerorganisatio-
nen, ohne dass hierdurch ein Mehrwert für die Verkehrssicherheit erreicht wird. 
 

• Eine explizite Festlegung von Öffnungszeiten an Prüfstellen ist unseres Erachtens 
ebenfalls nicht im Sinne der Verkehrssicherheit erforderlich. Insbesondere in ländlichen 
Regionen haben heute diverse öffentliche Einrichtungen der Verwaltung nur stunden-
weise – und dies auch nur an manchen Wochentagen – geöffnet. Die Bereitstellung 
des Prüfangebots an einer Prüfstelle ist von verschiedenen Einflussfaktoren abhängig, 
welche eine starre Regulierung nicht abbilden würde. Hier wäre neben den regionalen 
Strukturen auch das saisonale Prüfaufkommen zu beachten. Zudem bindet eine sol-
che Regelung Personal, welches in Zeiten des Fachkräftemangels möglichst effizient 
eingesetzt werden muss.  Eine generelle Regelung, dass eine Prüfstelle mindestens 20 
Stunden pro Woche geöffnet haben muss (mit teilweiser Forderung einer täglichen 
Öffnung), halten wir aus diesem Grund für unzweckmäßig. Solche Vorgaben sorgen 
im Umkehrschluss eher für weniger Prüfstellen, gerade im ländlichen Raum. In Bal-
lungszentren sind längere Öffnungszeiten ohnehin Standard. Des Weiteren entsteht 
hierdurch ein unverhältnismäßiger Bürokratieaufwand, um die Nachweisführung zur 
Einhaltung dieser Anforderung sicherzustellen. In diesem Punkt sollte unseres Erach-
tens von einer entsprechenden Marktregulierung abgesehen werden, da sie mit Blick 
auf die Verkehrssicherheit keine Vorteile bringt und aktuell auch keinerlei Einschrän-
kungen bei der Verfügbarkeit des Prüfangebots vorliegen. Die Öffnungszeiten sind für 
Endverbraucher regelmäßig uneingeschränkt über digitale Wege abrufbar. Wir schla-
gen daher vor, Mindestöffnungszeiten zu streichen. 
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• Nach neuer Vorgabe sollen Prüfstellen zur Ausbildung, zum Erfahrungsaustausch, für 

Audits und Qualitätssicherungszirkel geeignet sein. Es ist dabei aber nicht näher gere-
gelt, welche räumliche Anforderung sowie technische Ausstattungen in Prüfstellen 
vorhanden sein muss, um dieser Anforderung gerecht zu werden. Aktuell unterhalten 
die Prüforganisationen im jeweiligen Anerkennungsgebiet ausreichend Prüfstellen, 
welche das Schulungsaufkommen wirksam abdecken. Für besonders große Veranstal-
tungen werden auch entsprechende Tagungsräumlichkeiten angemietet. Wir erachten 
diese Neuregelung daher als nicht notwendig und schlagen vor die aktuell bestehende 
Regelung beizubehalten.  

 
• Wir begrüßen den Wegfall der Flächendeckungsverpflichtung für die Technischen 

Prüfstellen. Das Netz an Untersuchungsstellen ist mittlerweile sehr gut ausgebaut 
und macht die bisherige Regelung (Nr. 2.1.2.1 der Anlage VIIId zur StVZO) obsolet. Der 
Wegfall sorgt hierbei auch für einen fairen Wettbewerb zwischen den einzelnen Über-
wachungsinstitutionen. 

 
Zusätzlich ist die bisherige Nr. 2.7 der Anlage VIIIb StVZO richtigerweise gestrichen 
worden, da alle Betreiber von Technischen Prüfstellen mittlerweile ebenfalls amtlich 
anerkannte Überwachungsorganisationen betreiben. 

 
Wir möchten in diesem Zusammenhang anregen mit der Neufassung der StVZO auch 
weitere Themen zur Sicherung eines fairen Wettbewerbs zwischen den Überwa-
chungsinstitutionen aufzugreifen: 

 
o Die Überwachungsorganisationen erfüllen die Anforderungen an ein Quali-

tätsmanagementsystem nach DIN EN ISO/IEC 17020. Eine entsprechende 
Anforderung für die TP besteht bisweilen noch nicht. Dies sorgt mitunter 
auch gegenüber der DAkkS und deren Auslegung von beigestellten Informa-
tionen (HU-Erstbericht einer TP als Grundlage für eine NU bei einer ÜO) für 
Verwerfungen. In diesem Zusammenhang entfällt für die TP bislang auch die 
einheitliche Anforderung zum Nachweis gemäß DIN EN ISO/IEC 17025 kalib-
rierter Messgeräte. 
 

• Nr. 3.1: Untersuchungsstellen sind vor der Inbetriebnahme an die zuständige oberste 
Landesbehörde zu melden. Darüber hinaus sind in einigen Ländern die Prüfstellen und 
auf Anforderung die anderen Untersuchungsstellen zur Anerkennung zu melden. Um 
den Inbetriebnahme-Prozess zu strukturieren, schlagen wir folgende Ergänzung der 
Nr.3.1 der Anlage 7 vor, welche im Rahmen der 56. ÄVO bereits vorgesehen war. 
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„Prüfstellen und auf Anforderung auch die anderen Untersuchungsstellen werden 
nach Meldung an die zuständige oberste Landesbehörde anerkannt, sofern sie die 
Voraussetzungen nach Nummer 3 der Anlage 7 erfüllen“. 

 
• Nr. 3.1.1: Eine verordnungsrechtliche Festlegung, welche die exakte Verwendung von 

Kalibrierscheinen nach dem von der DAkkS veröffentlichen Muster verlangt, geht un-
seres Erachtens über die Anforderungen der DAkkS sowie der DIN EN ISO/IEC 17020 
hinaus. Die DAkkS spricht im Dokument 71SD0025 Anhang 1 von einer Empfehlung für 
einen mehrseitigen analogen Musterkalibrierschein. Eine generelle Festlegung auf das 
Muster der DAkkS sollte unseres Erachtens überdacht werden. 

 
 
Tabelle zu Nummer 3 
 
• Nr. 4: Bisher war ein ortsfester Bremsprüfstand dann nicht erforderlich, wenn aus-

schließlich Fahrzeuge mit Vmax/zul. ≤ 40 km/h geprüft werden oder Fahrzeuge ge-
prüft werden, die nicht auf einem Bremsenprüfstand geprüft werden können. Mit dem 
Entfall der bisherigen Fußnote 1 für ortsfeste Bremsprüfstände würde daher eine Viel-
zahl an Motorradprüfstützpunkten entfallen.  
Die Ausrüstung mit einem ortsfesten Bremsprüfstand in reinen Motorradprüfstütz-
punkten ist aus den Vorgaben unter Nummer 6.2 der HU-Bremsenrichtlinie nicht zu 
begründen. Ebenso enthält die Richtlinie 2014/45/EU keine entsprechende Forderung 
für Fahrzeuge der Klasse L. Die Beurteilung der Bremswirkung im Fahrversuch ist bei 
Krädern seit Jahren eine gängige und übliche Praxis. Dies hat sich bewährt und sollte 
beibehalten werden. 
Die Aufnahme der bisherigen Fußnote 1 der Anlage VIIId in Nr. 4 in der Tabelle zu Num-
mer 3 sehen wir daher als erforderlich an. 
 

• Nr. 7.1: Die Länge des Bandmaßes wurde von ≥ 20m auf ≤ 20m geändert. Es wurde 
hierbei jedoch keine Mindestlänge definiert.  
 

• Nr. 8: Für die Anforderung des ortsfesten SEPS wurde nach wie vor keine Ausnahme 
für reine Anhängerprüfstützpunkte vorgesehen. Entsprechende Ausnahmen sind der-
zeit auf Länderebene unterschiedlich geregelt und sorgen u.U. für Wettbewerbsnach-
teile. Die Aufnahme einer Ausnahme zum SEPS für reine Anhängerprüfstützpunkte 
würden wir daher begrüßen, um damit eine bundeseinheitliche Regelung zu ermögli-
chen. 
 

• Nr. 12 und 14: Die GTÜ regt an, die Messgeräte für den Schließwinkel, Zündzeitpunkt 
und Geschwindigkeitsbegrenzer zu streichen. Der technische Fortschritt macht diese 
Messgeräte entbehrlich; die Streichung ist in Übereinstimmung mit der Richtlinie 
2014/45/EU. 
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• Nr. 19: Die GTÜ regt an, dass Mess- und Eichgesetz dahin gehend zu ändern, dass die 

Eichpflicht für alle Messgeräte, welche für die Durchführung von Hauptuntersuchung, 
Sicherheitsprüfung und Teile dieser Prüfungen verwendet werden, entfällt. Eine Kalib-
rierung bzw. Stückprüfung der entsprechenden Messgeräte ist ausreichend; eine Dop-
pelprüfung (z.B. bei Nummer 6 und Nummer 19) ist vor dem Hintergrund einer Erhö-
hung der Verkehrssicherheit oder Umweltschutz nicht erforderlich. In diesem Zusam-
menhang regen wir ebenfalls an, für die Durchführung amtlicher Fahrzeuguntersu-
chungen ein Schallpegelmessgerät der Klasse 2 festzuschreiben, welches dann im Ein-
klang mit der EU-Richtlinie 2014/45 Anhang III stünde. 
 

• Nr. 20.2: Das Lecksuchgerät ist als optionales Messmittel anzusehen, da die 
GWP/GSP-Rili ausschließlich das Lecksuchspray zulässt und aktuell kein Verfahren für 
die Kalibrierung eines Lecksuchgeräts existiert. 
 

• Nr. 21.1: Redaktioneller Fehler. Hier wird noch auf den §29 StVZO i.V.m. Anlage VIIIa 
verwiesen. Dies müsste an die neue Systematik der StVZO angepasst werden. 

 
• Ergänzend möchten wir folgendes Anregen: Die E-Mobilität erfordert im Rahmen der HU 

weitere Prüfpunkte, um die Sicherheit von Fahrzeugen langfristig sicherzustellen. Die Auf-
nahme eines Messgeräts für eine Potentialausgleichsmessung wäre mittelfristig sinnvoll. 
In den Homologationsvorschriften könnte diesbezüglich für die Fahrzeughersteller die In-
tegration entsprechender Messstellen festgelegt werden, welche im Rahmen der Haupt-
untersuchung dann einheitlich verwendet werden könnten. 
 
Zudem stellen Security Gateways an Fahrzeugen sowie Anforderungen der Vernetzung 
der Prüfinfrastruktur hohe Herausforderungen, welche einen permanenten Onlinezugang 
der aaSoP/PI an den Untersuchungsstellen erforderlich macht. Die Aufnahme einer ent-
sprechenden Vorgabe zur verpflichtenden Bereitstellung einer Netzwerkmöglichkeit für 
die prüfenden Personen an den Prüfstützpunkten wäre im Zuge der Neustrukturierung der 
Anlage VIIId ebenfalls zweckdienlich. 
 
 
Anlage 9 (zu § 15) Anerkennung von Überwachungsorganisationen 
 
• Nr.2.2: Um Interessenskollisionen zu vermeiden und um die Unabhängigkeit, sowie die 

Einhaltung des QM-Systems sicherzustellen, darf ein Prüfingenieur nur von einer Über-
wachungsorganisation betraut sein. Diese Vorgabe ist im Sinne der Qualitätssicherung 
wichtig und sinnvoll. Die GTÜ regt hierbei an diese Regelung zu erweitern und auch die 
parallele Möglichkeit einer Anerkennung als aaSoP bei einer Technischen Prüfstelle 
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nach § 10 KfSachVG für einen Prüfingenieur über die Nr. 2.2 der Anlage 9 zur StVZO 
auszuschließen. 

 

Die Anerkennung kann erteilt werden, wenn 

o 2.2. die PI, die in der Überwachungsorganisation tätig werden sollen, von keiner 
anderen Überwachungsorganisation betraut und nicht als aaSoP einer Techni-
schen Prüfstelle nach § 10 KfSachVG anerkannt sind, 

 
• Nr. 3.6: Die GTÜ begrüßt, dass die in der bisherigen Anlage VIIIb Nr. 4 historisch bedingt 

separat ausgewiesene „Abnahmen nach § 19 Absatz 3 Nummer 3 und 4“ nun ohne ei-
genen Aufzählungspunkt in Anlage 9 übernommen wurden. Wir regen, die bisherige 
Qualifizierungsdauer von insgesamt acht Monaten beizubehalten und Nr. 3.6 entspre-
chend abzuändern („… an einer mindestens sechs acht Monate dauernden Ausbildung 
teilgenommen haben...“). Inhalt und Umfang der PI-Ausbildung sind etabliert und be-
währt. Eine Verkürzung wäre daher nicht nachvollziehbar. 

 
• Nr. 5.1: Die neue Formulierung in Nr. 5 Satz 1, wonach „die regelmäßigen technischen 

Untersuchungen der PI nach § 15 ... im Namen und für Rechnung der Überwachungsor-
ganisation durchzuführen“ sind, ist u.E. nicht vollständig, da Prüfungen nach § 3 Ab-
satz 3, § 5 Absatz 5 Nr. 1, § 10 Absatz 1 und § 12 ebenfalls im Namen und für Rechnung 
der Überwachungsorganisation durchgeführt werden. Wir schlagen eine entspre-
chende Ergänzung vor. 
 
Wir erlauben uns darauf hinzuweisen, dass die Unabhängigkeit der PI über die Vorga-
ben der DIN EN ISO/IEC 17020 ausführlich geregelt werden und von allen amtlich an-
erkannten Überwachungsorganisationen im Rahmen ihrer Akkreditierung als Anerken-
nungsvoraussetzung eingehalten werden sowie über ein implementiertes Qualitätsma-
nagementsystem abgesichert wird.   

 
• Nr. 5.4 in Verbindung mit Nr. 5.6: Die Preisgestaltung eines eigenständigen Teils der 

HU, welcher zur HU beigestellt wird, liegt nicht in der Verantwortung der Überwa-
chungsorganisationen und sollte daher ggf. nicht unter der Anlage 9 in den Anerken-
nungsvoraussetzungen der Überwachungsorganisationen geregelt werden.  
Wir würden es begrüßen, wenn diese Vorgabe aus der Anlage 9 in die Anlage 12 „Aner-
kennung von Kraftfahrzeugwerkstätten für die Durchführung von eigenständigen Tei-
len der Hauptuntersuchung oder eigenständigen Prüfungen sowie Schulung des ver-
antwortlichen Personals und Anforderungen an die anerkennenden Stellen“ verschoben 
wird.  
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• Nr. 5.10: Die neue Vorgabe nach Nr. 5.10 Satz 1 und Satz 2, wonach durch eine Über-
wachungsorganisation keine personenbezogenen Daten (z.B. Angaben zum Fahrzeug-
halter) erfasst werden dürfen – mit Ausnahme der Fahrzeugidentifizierungsnummer 
und den Angaben zum zugeteilten Kennzeichen – stößt unsererseits insbesondere auf 
folgende Bedenken: 
 

o Durch die ausdrückliche Nennung der Fahrzeugidentifikationsnummer und des 
Kennzeichens als personenbezogene Daten im Umfang der Prüfung, müssen ge-
gebenenfalls auch alle weiteren technischen Daten des HU-Datensatzes recht-
lich als auf einzelne Personen (Halter) beziehbare Daten behandelt werden. 
Nach der vorgelegten Formulierung stellt sich die Frage, ob weitere Prüfdaten 
wie z. B. Kilometerstand oder Bremswerte ggf. nicht verarbeitet werden dürfen, 
obwohl dies zur Erfüllung der übertragenen Aufgabe natürlich erforderlich ist. 
 

o Die DS-GVO stellt klare Regelungen auf, unter welchen Voraussetzungen Daten 
verarbeitet werden dürfen. Aus unserer Sicht sollte die nationale Regelung kon-
form zu den europarechtlichen Vorgaben ausgestaltet sein. Voraussetzung für 
die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist nach europäischem Recht 
das Vorhandensein einer Rechtsgrundlage nach Art. 6 DS-GVO. An dieses Krite-
rium sollte auch die nationale Regelung geknüpft sein. 

 
Wir schlagen daher folgende Formulierung vor: 
 
„Nr. 5.10.: Die Überwachungsorganisation darf bei der Durchführung der ihr zugewie-
senen Tätigkeiten nur die personenbezogenen Daten verarbeiten, die für die Durchfüh-
rung eben dieser zugewiesenen Tätigkeiten erforderlich sind. Eine Verarbeitung zu an-
deren Zwecken ist nur soweit zulässig, wie eine entsprechende Rechtsgrundlage gege-
ben ist. Wird eine Einwilligungserklärung zusammen mit anderen Erklärungen abgege-
ben, ist sie besonders hervorzuheben. Die betroffene Person ist bei der Erteilung der 
Einwilligung darauf hinzuweisen, dass sie jederzeit mit Wirkung für die Zukunft wider-
rufen kann.“ 
 
Des Weiteren ist zu beachten, dass das Verbot der Aufnahme von personenbezogenen 
Daten aktuell ausschließlich in dieser Anlage der StVZO beschrieben ist. Eine Handha-
bung mit dem Umgang personenbezogener Daten, welche im Rahmen der Tätigkeiten 
der Technischen Prüfstellen erfasst werden, bleibt derzeit vollständig unberücksichtigt 
und sollte aus Wettbewerbsgründen zwingend einheitlich behandelt werden. 
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Nr. 7: Wir sehen die fehlende Übernahme von Anlage VIIIb Nr. 7 sehr kritisch, da durch 
den Wegfall der Bestandsschutz bzw. die Anerkennung von Überwachungsorganisatio-
nen infrage gestellt werden könnte. 
 
Die bisherige Regelung der Nummer 7 sah wie folgt aus (wichtige Passage hervorgeho-
ben): 
 

Soweit Überwachungsorganisationen bis zum 1. Oktober 2008 zur Durchführung 
von HU, SP und Abnahmen nach § 19 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 und 4 anerkannt 
sind, bleiben diese Anerkennungen bestehen. Nummer 2 bis 6 sind entsprechend an-
zuwenden; Nummer 6.6 gilt in der bis zum 1. Oktober 2008 geltenden Fassung ent-
sprechend. Für bis zum 1. Oktober 2008 anerkannte Überwachungsorganisationen 
findet Nummer 2.1b ab dem 1. April 2011 Anwendung. 

 
Die Formulierung des Satz 1 beschreibt den Bestandsschutz der bestehenden Anerken-
nungsbescheide. Die GTÜ ist als Freiberuflerorganisation in 16 Bundesländern aner-
kannt. Die Anerkennungsvoraussetzungen basieren auf den Festlegungen der Anerken-
nungsbescheide aus den Jahren 1990/91. Erforderlich ist daher für uns eine Klarstel-
lung, dass die Anforderungen aus den bestehenden Anerkennungsbescheiden auch wei-
terhin Bestand haben (vergleichbar mit bisheriger Regelung aus Nr. 7 der Anlage VIIIb 
zur StVZO). 
 

• Nr. 7.4: Die GTÜ unterstützt Aufsichtsmaßnahmen durch die die zuständigen Auf-
sichtsbehörden bzw. die nach Landesrecht zuständigen Stellen im Sinne der Verkehrs-
sicherheit. Eine wie in Nr. 7.4 pauschal festgelegte Kostenübernahme von Aufsichts-
maßnahmen ohne nähere Definition und Festlegung von möglichen Umfängen bitten 
wir zu konkretisieren. Die GTÜ pflegt einen engen Austausch mit den zuständigen Auf-
sichtsbehörden, um im Sinne der Verkehrssicherheit geeignete Aufsichtsmaßnahmen 
umzusetzen. Eine verordnungsrechtliche Festlegung, in welchem Umfang und Rahmen 
dies erfolgen kann, würden wir begrüßen. 

 
Zu Anlage 10 (zu § 16) Umfang der Hauptuntersuchung und Beurteilung der Mängel 
 
Wir erachten es als sinnvoll, dass die bisher in Anlage VIIIa StVZO unter Nummer 6 aufge-
führte Tabelle mit den Pflicht- und Ergänzungsuntersuchungen nun nicht mehr in der 
neuen Anlage 10 enthalten ist, sondern diese Inhalte zusammengefasst in der HU-Richtli-
nie enthalten sind. Alle für die prüfende Person relevanten Prüfpunkte und Mangeleinstu-
fung finden sich nun in einem Regelwerk, was die Nutzerfreundlichkeit erhöht. Mit dieser 
Regelung ist bei Bedarf eine zügige Anpassung des Prüfumfangs und Mangeleinstufung 
an die technische Entwicklung der Fahrzeuge möglich.  
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Nr. 1.3: Die Zusammenfassung des Umfangs der Hauptuntersuchung unter Nr. 1.3 der An-
lage 10 sehen wir als sinnvoll an. Die Verpflichtung zur Durchführung von Ergänzungsun-
tersuchungen durch den aaSoP/PI in Abhängigkeit von Alter und Zustand des Fahrzeugs, 
sowie bei Überschreitungen des Vorführtermins zur HU um mehr als zwei Monate fehlt je-
doch (ehemals Nr. 2.2. der Anlage VIIIa zur StVZO sowie Anmerkung 8 zu Nr. 413 GebOst) 
und wäre unseres Erachtens zu ergänzen. 
 
 
Zu Anlage 11 (zu § 16) Bereitstellung von Vorgaben für die Durchführung von Hauptunter-
suchungen und Sicherheitsprüfungen; Auswertung von Erkenntnissen 
 
Die GTÜ begrüßt, dass die Zuständigkeit der Zentralen Stelle deutlicher geregelt werden 
soll und die Erarbeitung und Evaluierung von Prüfvorgaben für die Hauptuntersuchung 
und Sicherheitsprüfung weiterhin Bestand hat.  
 
• Nr. 1.1: Bitte den hervorgehobenen Teil entsprechend ergänzen, wie dies derzeit in An-

lage VIII e) Nr. 4.1 StVZO geregelt ist: Die Technischen Prüfstellen sowie die amtlich an-
erkannten Überwachungsorganisationen tragen und betreiben unter anderem die in 
der Bundesrepublik Deutschland ansässige Zentrale Stelle (ZS). 
 

• Nr. 1.2: Die FSD ZS hat in den vergangenen Jahren im Sinne der Verkehrssicherheit 
wichtige Aufgaben, wie beispielsweise die Betreuung des Mangelbaums, Begleitung 
von Arbeitsgruppen des AKE, Bereitstellung von Prüfhinweisen sowie die Begleitung 
von Forschungsprojekten übernommen. Durch die Formulierung der „ausschließlichen 
Aufgabe…“ der Zentralen Stelle sollten nach Möglichkeit etablierte Prozesse nicht an-
gepasst und neu strukturiert werden müssen. In diesem Zusammenhang erlauben wir 
uns auch auf die rasante Weiterentwicklung im Bereich der Fahrzeugtechnik hinzuwei-
sen. Gerade deswegen ist es wichtig im Sinne der Weiterentwicklung der HU einen ver-
bindlichen, brancheneinheitlichen Partner im Bereich der Forschung und Entwicklungs-
aufgaben zu unterhalten. Hierfür empfehlen wir eine genauere Definition der Aufga-
bengebiete der Zentralen Stelle. 
 

• Nr. 3.4: Der in der aktuell gültigen Anlage VIIIe unter Nr. 2.3 beschriebene Regelkreis, 
wonach nicht praktikable Prüfvorgaben vom AKE geprüft und im Rahmen des Beneh-
mens-Prozesses mit den Herstellern und der Zentralen Stelle vom AKE geändert wer-
den, hat sich unserer Meinung nach bewährt und sollte beibehalten werden. 
 
„3.4. Wird bei der Durchführung der HU oder SP durch die prüfende Person an einem 
Fahrzeug festgestellt, dass eine Untersuchung nach den mit den Herstellern evaluier-
ten Vorgaben nicht praktikabel ist, ist diese vom „Arbeitskreis Erfahrungsaustausch in 
der technischen Fahrzeugüberwachung für Anbauabnahmen und Hauptuntersuchun-
gen (AKE)“ der Zentralen Stelle zu melden. Die Zentrale Stelle hat die Vorgaben zu 
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prüfen und zu aktualisieren. Die Zentrale Stelle evaluiert diese aktualisierten Vorgaben 
nochmals mit dem „Arbeitskreis Erfahrungsaustausch in der technischen Fahrzeug-
überwachung für Anbauabnahmen und Hauptuntersuchungen (AKE)“ und dem jeweili-
gen Hersteller.“  
 

• Nr. 5.1: Um die Freiheit bei der Auswahl eines Geräts für die Systemdatenprüfung 
und/oder Prüfungen über die elektronische Fahrzeugschnittstelle nach Nr. 21.1 der Ta-
belle zu Nummer 3 der Anlage 7 zu ermöglichen, wäre unseres Erachtens eine genauere 
Definition der erforderlichen Datenbereitstellung erforderlich. Derzeit ist im Rahmen 
der amtlichen Fahrzeugüberwachung nur die Nutzung des HU-Adapters, welcher ei-
genverantwortlich durch die FSD GmbH und dem Gerätehersteller DSA produziert und 
vertrieben wird, zur elektronischen Schnittstellenprüfung möglich. Dies resultiert dar-
aus, dass die seitens ZS evaluierten Prüfvorgaben, die Prüfvorgaben für Rückrüstungen 
oder Hochrüstungen sowie Prüfhinweise den Technischen Prüfstellen und anerkannten 
Überwachungsorganisationen nur in einem seitens der FSD festgelegten Datenformat 
für den HU-Adapter bereitgestellt werden. Im Sinne der Möglichkeit einer zielgerichte-
ten Weiterentwicklung der amtlichen Fahrzeuguntersuchung schlagen wir folgende er-
gänzende Formulierung vor: 
"Für Untersuchungen über die elektronische Fahrzeugschnittstelle werden den Techni-
schen Prüfstellen und anerkannten Überwachungsorganisationen von der ZS bei Be-
darf und auf Anfrage evaluierte Prüfvorgaben auch nach einem standardisierten For-
mat zur Verfügung gestellt." 

 
 
Zu Anlage 13 (zu § 23) Nachweise über durchgeführte Untersuchungen und Prüfungen; 
Herstellung und Bezug der Nachweise 
 
• Die Anlage 13 fordert in Nummer 2 und Nummer 6, dass die Untersuchungsberichte 

und Prüfprotokolle fälschungserschwerend auszuführen sind und ein Wasserzeichen 
enthalten müssen. Weitere detaillierte Anforderung an die Ausführung des Wasserzei-
chens sind nicht geregelt. Die derzeitigen Untersuchungsberichte enthalten bereits fäl-
schungserschwerende Merkmale, die an die zuständigen Länderbehörden kommuni-
ziert wurden. Eine explizite Festlegung auf ein Merkmal ist unseres Erachtens nicht 
hilfreich. Dies könnte vielmehr zur Folge haben, dass Millionen Blatt an Sicherheitspa-
pier vernichtet und ausgetauscht werden müssten. Aufgrund des Umstands, dass alle 
Hauptuntersuchungen und Sicherheitsprüfungen bereits heute und auch in Zukunft an 
das KBA übermittelt werden und die Zulassungsbehörden einen Zugriff darauf haben, 
halten wir die Einführung eines Wasserzeichens ebenso für überflüssig. Wir schlagen 
daher die Streichung der entsprechenden Regelungen eines Wasserzeichens vor. Mit 
Blick auf Untersuchungsberichte würden wir es sehr begrüßen, wenn die Einführung ei-
nes elektronischen Untersuchungsberichtes vorangetrieben wird. Dies würde viele An-
wendungsfälle bspw. im Rahmen der Online-Zulassung weiter vereinfachen. 
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• Wir begrüßen, dass mit der Regelung in den Nummern 2.1.23 und 2.1.24 die Forderung 

aus der EU-Richtlinie 2014/45 Anhang II klar umgesetzt wird. Allerdings können wir die 
Forderung, dass die Angaben „in dieser Reihenfolge“ auf dem Untersuchungsbericht 
aufgeführt sein müssen, nicht aus der EU-Richtlinie herauslesen. Wir schlagen die 
Streichung dieser Vorgabe vor. 

 
 
 
 
 
 
Weitere Themen, die im Rahmen der StVZO-Reform unseres Erachtens Beachtung finden 
sollten, jedoch im derzeitigen Entwurf noch keine Berücksichtigung gefunden haben: 
 
Eine Reaktivierung der in der Vergangenheit bewährten Praxis in regelmäßigen Sitzungen 
zwischen dem Verordnungsgeber, den betroffenen Verfahrensbeteiligten und den Ländern 
rechtliche Fragen und offene Punkte zur praktischen Umsetzung der StVZO zeitnah be-
sprechen zu können, würden wir sehr begrüßen. Insbesondere vor dem Hintergrund der an-
stehenden großen StVZO-Reform würde solch ein Austausch die reibungslose, effiziente 
und einheitliche Umsetzung der StVZO fördern. 
 
Anbei ist eine Liste der Punkte aufgeführt, die unseres Erachtens im Rahmen einer Neu-
fassung der StVZO Beachtung finden sollten, um Regelungsklarheit zu Themen zu bekom-
men, welche in der Fläche gehäuft Fragen aufwerfen. 
 
• Wir empfehlen die Aufnahme einer Rechtsgrundlage für unangekündigte Nachkontrol-

len gegenüber Untersuchungsstelleninhabern und Fahrzeughaltern. 
 

Begründung: 
Die Überwachungsorganisationen haben im Rahmen ihrer Qualitätsarbeit Nachkontrollen 
durchzuführen. Nachkontrollen bereits durchgeführter Fahrzeuguntersuchungen sind Be-
standteil der regelmäßigen Fahrzeugüberwachung und dienen der Qualitätssicherung. 
Damit diese flächendeckend und zukunftssicher durchgeführt werden können, bedarf es 
unseres Erachtens einer eindeutigen rechtlichen Grundlage, so dass der Fahrzeughalter 
als auch der Untersuchungsstelleninhaber entsprechende Nachkontrollen (im Umfang der 
ursprünglichen Untersuchung) dulden müssen. Zur Sicherstellung der Durchführung von 
unangekündigten Nachkontrollen durch den QM e.V. oder anderen Institutionen empfeh-
len wir daher die Aufnahme einer entsprechenden Rechtsgrundlage, die den Eingriff in die 
Rechte des Fahrzeughalters und des Untersuchungsstelleninhabers rechtfertigt.  
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Wir schlagen hierzu vor, dass amtliche Fahrzeuguntersuchungen per Definition auch eine 
mögliche Nachuntersuchung umfassen und empfehlen dies zusätzlich in den geplanten 
Verordnungstext mit einzuarbeiten. Wir empfehlen in diesem Zusammenhang ebenso die 
Aufnahme einer entsprechenden Anerkennungsvoraussetzung für Untersuchungsstellen 
im Sinne: 
 
(…) Der Besitzer oder Verfügungsberechtigte einer Untersuchungsstelle hat Nachkontrol-
len von Fahrzeugen zu unterstützen und die Durchführung zu gestatten. Bei Zuwider-
handlung kann die Untersuchungs- und/oder Prüftätigkeit in den betreffenden Untersu-
chungsstellen durch die zuständige oberste Landesbehörde oder der nach Landesrecht zu-
ständigen Stelle untersagt werden. 
 
• Wir empfehlen die Ergänzung der geplanten Anlage 9 um eine verwaltungsrechtliche 

Grundlage zur Ruhendstellung der Betrauung durch die Technische Leitung als milde-
res Mittel im Vergleich zum Widerruf (analog KfSachvG § 7)  

 
Begründung: 
Derzeit gibt es unseres Erachtens keine eindeutige verordnungsrechtliche Grundlage, die 
eine vorübergehende Ruhendstellung der Betrauung eines Prüfingenieurs durch den Tech-
nischen Leiter verwaltungsrechtlich sicherstellt. Ein entsprechendes (rechtssicheres) Vor-
gehen wäre aber hilfreich bei Auftreten diverser Sachverhalte wie z.B. 
 

o bei grober Pflichtverletzung des Prüfingenieurvertrags,  
o so lange Tatsachen vorliegen, die die körperliche oder geistige Eignung für Un-

tersuchungstätigkeiten in Frage stellen, 
o so lange Tatsachen vorliegen, die die persönliche Zuverlässigkeit in Frage stellen, 
o solange ein Fahrverbot nach § 25 des Straßenverkehrsgesetzes oder nach § 44 

des Strafgesetzbuches besteht, 
o solange der Führerschein nach § 94 der Strafprozessordnung in Verwahrung ge-

nommen, sichergestellt oder beschlagnahmt ist, oder 
o solange die Fahrerlaubnis nach § 111a der Strafprozessordnung vorläufig entzo-

gen oder bei einer Entziehung im Verwaltungsverfahren die sofortige Vollzie-
hung angeordnet worden und die aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs 
nicht wiederhergestellt ist. 
 

• Im Zuge der Digitalisierung und dem Bestreben Abläufe auch elektronisch abzubilden, 
empfehlen wir die Aufnahme einer Regelung, die die Bereitstellung eines Untersu-
chungsberichts zu einer amtlichen Fahrzeuguntersuchung auch auf elektronischem 
Wege ermöglicht, sofern ein Halter dies wünscht. Im Zuge der Datenbereitstellung 
durch das ZFZR des KBA sind die Datenzugriffe der Ordnungsbehörden bereits digita-
lisiert. Ein Untersuchungsbericht in Papierform ist daher für einen Großteil der behörd-
lichen Befassung obsolet. 
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Redaktionelle Hinweise 
 
 
 
Die nachfolgenden Punkte beziehen sich auf Artikel 1: 
 
• § 2  

o Nr. 13 ggf. die Vorschriftsmäßigkeit ergänzen: 
„die Untersuchung an einem Fahrzeug, einschließlich der Untersuchung des Motor-
management- und Abgasreinigungssystems sowie der Gasanlagenprüfung für An-
triebssysteme von Kraftfahrzeugen, nach deren Durchführung durch Zuteilung einer 
Prüfplakette dokumentiert wird, dass das Fahrzeug vorschriftsmäßig, verkehrssicher 
und umweltschonend betrieben werden kann;“ 
 

o Nr. 27: der “Aus- Rück- oder Umbau” ist ggf. zu ergänzen. 
 

o Nr. 30: Ggf. sollte die „Fachkraft“ eine eigene Nummer erhalten zur inhaltlichen Ab-
grenzung von der „verantwortlichen Person“. 
 

o Nr. 33 Ggf. „auf Grund von Verschleiß oder Gebrauch“ ergänzen: 
die Abweichung einer Fahrzeugeinrichtung oder eines Fahrzeugteils von Vorschriften 
oder Richtlinien auf Grund von Verschleiß oder Gebrauch, die zu einer Verkehrsge-
fährdung oder einer Umweltbelastung führen und nicht hingenommen werden kann; 
 

o Nr. .34 Ggf. „auf Grund von Verschleiß oder Gebrauch“ ergänzen: 
die Abweichung einer Fahrzeugeinrichtung oder eines Fahrzeugteils von Vorschriften 
oder Richtlinien auf Grund von Verschleiß oder Gebrauch, die eine direkte und unmit-
telbare Verkehrsgefährdung oder Umweltbelastung darstellt; 
 

• In § 3 Absatz 1 fehlen ggf. noch die Elektrokleinstfahrzeug-Verordnung und die Verord-
nung zur Genehmigung und zum Betrieb von Kraftfahrzeugen mit autonomer Fahrfunk-
tion. Die einzelnen Verordnungen sollten zudem mit “oder” abgetrennt werden. 
 

• In § 6 Absatz 1, letzter Satz, ist die “unverzügliche Änderungsabnahme” zu ergänzen: 
Werden bei Teilen nach Nummer 1 oder 2 in der Bauartgenehmigung, der Betriebserlaub-
nis, der nationalen Teiletypgenehmigung oder der Genehmigung aufgeführte Einschrän-
kungen oder Einbauhinweise nicht eingehalten oder wird die in Nr. 3 geforderte Abnahme 
des Ein- oder Anbaus nicht unverzüglich vorgenommen, erlischt die Betriebserlaubnis des 
Fahrzeugs. 
 

• Der Verweis in § 8 Absatz 1 Satz 2 passt u.E. nicht zum Inhalt: 
„ … nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 vorzulegen ...“ 
 

• In § 9 Absatz 4 Nr. 2 ist der nachfolgende Satz ggf. missverständlich und widerspricht 
dem aktuellen § 22a Absatz. 3 Nr. 2: 
Scheinwerfer und Leuchten an Kraftfahrzeugen und deren Anhänger, die in den Geltungs-
bereich dieser Verordnung verbracht worden sind, an diesen Fahrzeugen verwendet wer-
den, die außerhalb des Geltungsbereichs dieser Verordnung gebaut worden sind und in 
ihrer Wirkung etwa den nach Absatz 1 geprüften Einrichtungen gleicher Art entsprechen 
und als solche erkennbar sind, 
 

• § 10 Absatz 1 Satz 1 ist ggf. wie folgt zu fassen: 
Für Teile von Fahrzeugen, die nicht unter § 9 fallen, oder nach dem unter § 9 aufgeführ-
ten Rechtsakt geprüft werden, kann eine Teiletypgenehmigung nach dieser Verordnung 
erteilt werden, wenn die Teile im Erlaubnisverfahren selbstständig behandelt werden kön-
nen. 
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• In § 10 Absatz 3 Satz 1 ist u.E. der „oder Unterschriftsberechtigten des Technischen 
Dienstes“ zu ergänzen:  
Bei Teilen, die nicht zu einem genehmigten Typ gehören, kann nach § 8 verfahren wer-
den, falls sich das Gutachten des amtlich anerkannten Sachverständigen oder Unter-
schriftsberechtigten des Technischen Dienstes nicht gegen die Erteilung der Betriebser-
laubnis ausspricht. 
 

• § 12 letzter Satz ist ggf. sprachlich wie folgt zu ändern: 
„Die Vorlage gültiger eines gültigen Untersuchungsberichts zu einer durchgeführten 
Hauptuntersuchung sind ist anzuerkennen.“ 
 

• § 20 Absatz 3 ist ggf. zu streichen. Die Begründung ergibt sich aus: 
• Anlage 8, Nr. 5 Satz 7  

„Wird die Frist zur Durchführung einer Sicherheitsprüfung überschritten und liegt 
keine Bestätigung nach Satz 6 vor, ist eine Hauptuntersuchung verbunden mit einer 
Sicherheitsprüfung durchzuführen.“ 

• in Verbindung mit Anlage 8, Nr. 5 Satz 8  
„Der Umfang der Hauptuntersuchung verringert sich dabei um die Prüfpunkte der 
durchgeführten Sicherheitsprüfung.“  

• sowie § 17 Absatz 2 
„Kann bei der Hauptuntersuchung eine vorgeschriebene Sicherheitsprüfung nicht 
nachgewiesen werden, ist eine Hauptuntersuchung verbunden mit einer Sicherheits-
prüfung durchzuführen. Der Umfang der Hauptuntersuchung verringert sich dabei um 
die Prüfpunkte der durchgeführten Sicherheitsprüfung.“ 

• sowie Anlage 10 Nr. 1.4 
„Kann an einem Fahrzeug eine vorgeschriebene Sicherheitsprüfung (SP) nicht nach-
gewiesen werden, ist zusätzlich eine SP durchzuführen. Der Umfang der HU mindert 
sich dabei um die Prüfpunkte der zusätzlich durchgeführten SP. In diesem Fall ist von 
der prüfenden Person zusätzlich ein Prüfprotokoll über die SP zu erstellen“ 

 
In der Praxis wird ein Fahrzeug, welches z.B. zwei Monate nach Fälligkeit der SP einer 
Werkstatt zur SP-Prüfung vorgestellt wird, nach durchgeführter SP-Prüfung nicht auch 
noch zur Hauptuntersuchung vorgestellt. 
 

• § 22  
o In Absatz 2 ist die Nummer zwei ggf. wie folgt zu fassen: 

„in allen anderen Fällen im Rahmen der Fahrzeugzulassung von der nach Landes-
recht zuständigen Stelle zuzuteilen und auf dem hinteren zugeteilten Kennzeichen“ 
Begründung: Die Fassung in dem Entwurf könnte ggf. so verstanden werden, dass 
eine Prüfmarke/Prüfplakette nicht mehr von einem amtlich anerkannten Sachverstän-
digen oder einer prüfenden Person zugeteilt werden darf. Siehe auch aktuelle Fas-
sung § 29 Absatz 2 Satz 2. 
 

o Absatz 3 Satz 1 ggf. wie folgt fassen: 
„Die Prüfmarke in Verbindung mit dem Plakettenträger ist von der nach Landesrecht 
zuständigen Stelle zuzuteilen und von dem Halter oder seinem Beauftragten auf dem 
SP-Schild nach den Vorschriften der Anlage 13 anzubringen.“ 
Begründung: Der Halter soll den Plakettenträger anbringen, siehe aktuelle Fassung § 
29 Absatz 2 Satz 3. 
 

o Absatz 5 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 
“Die Gültigkeit verlängert sich bei Fahrzeugen, für die ein Saisonkennzeichen zuge-
teilt ist, bis an das Ende des ersten Monats des Betriebszeitraums, wenn die Frist zur 
Vorführung zur Hauptuntersuchung oder Sicherheitsprüfung vor oder in dem Zeitraum 
der Außerbetriebssetzung abgelaufen ist.” 
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Begründung: Es ist ggf. nicht gewollt, dass eine bereits abgelaufene Plakettenlaufzeit 
ohne Prüfung wieder eine neue Gültigkeit erlangt. 
 

• § 23  
o Absatz 1 Satz 2 ist redaktionell ggf. anzupassen: 

„Zusätzlich sind sie bei zugelassenen Fahrzeugen zu dokumentieren 
1. in der Zulassungsbescheinigung Teil I oder 
2. in dem nach § 4 Absatz 5 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung mitzuführenden 
oder aufzubewahrenden Nachweis. (…)“ 
 

o Absatz 4, letzter Satz ist ggf. wie folgt zu fassen:  
„Die Sätze 2 und 3 gelten nicht bei der Erstzulassung Wiederzulassung eines Fahr-
zeugs, wenn die Fälligkeit der nächsten Hauptuntersuchung für die nach Landesrecht 
zuständige Stelle aus einem anderen amtlichen Dokument ersichtlich ist.“ 
 

• § 25 Absatz 1 ist sprachlich ggf. wie folgt zu fassen: 
„Bei der Eintragung der Laufleistung des Fahrzeugs nach dem Stand des Wegstrecken-
zählers in den Untersuchungsbericht oder in das Prüfprotokoll über die Sicherheitsprüfung 
haben die in § 15 Absatz 1 und 2 genannten Stellen oder Personen durch Vergleich des 
Stands des Wegstreckenzählers mit der in dem Untersuchungsbericht oder dem Prüfpro-
tokoll über die Sicherheitsprüfung der zuletzt durchgeführten Hauptuntersuchung oder Si-
cherheitsprüfung dokumentierten Laufleistung des Fahrzeugs zu prüfen, ob der Wegstre-
ckenzähler die Laufleistung plausibel wiedergibt“ 
 

• § 52 Absatz 5 letzter Satz (Gassystemeinbauprüfungen, Gasanlagenprüfungen...dürfen 
nur durchgeführt werden von anerkannten Kraftfahrzeugwerkstätten...) steht ggf. im Wi-
derspruch zu § 15 Absatz 2 Anlage 20, wonach auch prüfende Personen (amtlich aner-
kannte Sachverständige oder Prüfer sowie Prüfingenieur) eine Gassystemeinbauprüfung 
und Gasanlageprüfung durchführen dürfen. 
 

• In § 58 Absatz 3 Satz 2 ist der „oder eines Unterschriftsberechtigten des Technischen 
Dienstes“ zu ergänzen: „Die Zulassungsbehörde kann bei Fahrzeugen nach Nummer 2 
zur Vorbereitung ihrer Entscheidung die Beibringung des Gutachtens eines amtlich aner-
kannten Sachverständigen oder Prüfers für den Kraftfahrzeugverkehr oder eines Unter-
schriftsberechtigten des Technischen Dienstes darüber anordnen, ob das Kraftfahrzeug 
nach seiner Bauart oder Einrichtung zur Pannenhilfe geeignet ist.“ 
 

• In § 74 sind einige Verweise zu prüfen: 
o Absatz 1 letzter Satz: wo beginnt Abschnitt “B”? 
o Absatz 6 verweist auf § 47 Absatz 8b. Dieser Absatz ist in dem Paragrafen nicht ent-

halten. 
o Absatz 7 verweist auf § 47 Absatz 8e. Dieser Absatz ist in dem Paragrafen nicht ent-

halten. 
o Absatz 8 verweist auf § 47 Absatz 8f. Dieser Absatz ist in dem Paragrafen nicht enthal-

ten. 
 
• Anlage 1:  

zu § 52 Absatz 1: Dieser Absatz enthält keine Nr. 1 und 2. Der Verweis müsste auf § 52 
Absatz 3 lauten? 
 

• Anlage 3, Teil B: 
o Tabelle Nr. 0.1: Die im Feld Bemerkung gemachte pauschale Aussage bezüglich Auf- 

und Ablastung ggf. inhaltlich anpassen. Für N1-Fahrzeuge sind z.B. bestimmte Anfor-
derungen einzelner Scopes höher als bei einem N2-Fahrzeug  

o Tabelle Nr. 1.5: Die im Feld Bemerkung aufgeführte Bemerkung „nur Achsweise“ 
macht beim Bauteil Lufttrockner keinen Sinn und ist zu streichen. 

o Tabelle Nr. 4.3: Die Fußnote 24 fehlt. 
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o Tabelle Nr. 5.4: In der Spalte Änderung ist „Räder“ durch „Reifen“ zu ersetzen. 
o Tabelle Nr. 6.15: Die im Feld Bemerkungen enthaltene die Hochzahl „1“ ist zu strei-

chen. 
 
• Anlage 5  
o Nr. 5, dritter Aufzählungspunkt, letzter Satz (S. 148 unten): Die Formulierung ist ggf. 

widersprüchlich. Was ist gewollt? 
„Eine Verschlüsselung und Bezeichnung der Fahrzeug- und Aufbauart in den Feldern 
„J", „4" und „5“ in den Gutachten zur Erteilung der Einzelgenehmigungen gemäß Artikel 
45 der Verordnung (EU) 2018/858 ist grundsätzlich entsprechend Teil A1B vorzuneh-
men. Nur in Ausnahmefällen darf auf Teil A1B ausgewichen werden, sofern keine adä-
quate Klassifizierung nach Teil A1A möglich ist.“ 
 

o Nr. 8, Überschrift: „Unterschriftsberechtigung der Technischen Dienste“ erweitern? Der 
nachfolgende Absatz enthält auch Regelungen für den amtlich anerkannten Sachver-
ständigen. 
 

• Anlage 7, Tabelle zu Nr. 3,  
• Nr. 17 

Die in der Spalte AUK enthaltene Fußnote 17 kann entfallen. Kräder mit Kompressionszü-
ndungsmotor sind gemäß der Fußnote 15 schon von der Ausrüstungsvorschrift ausge-
nommen.  
Gemäß der AU-Richtlinie sind Krafträder mit Kompressionszündungsmotor von einer 
Messung ausgenommen. 
 

• Nr. 21.1: Der Verweis auf § 29 i.V.m. Anlage VIIIa StVZO ist zu aktualisieren (§ 16 i.V.m. 
Anlage 10 StVZO) 
 

• Anlage 8 
o Nr. 1.2.1: Eine Erweiterung ist vss. notwendig: “M1 allgemein, ausgen. Fz. N. 1.6”. Ein 

Wohnmobil ist ebenfalls ein M1 Fahrzeug. 
  

o Nr. 2, Satz1: Satz 1 ggf. wie folgt zu fassen:  
„Wenn untersuchungspflichtige Fahrzeuge ohne Gestellung eines Fahrers gewerbsmä-
ßig vermietet werden, ohne dass sie für den Mieter zugelassen sind, beträgt die Frist 
für die Hauptuntersuchung in allen Fällen zwölf Monate; davon ausgenommen beträgt 
die Frist für die erste Hauptuntersuchung an Fahrzeugen der Klasse M1 36 Monate 
und an Fahrzeugen der Klasse N1 24 Monate, für die weiteren beträgt die Frist 24 Mo-
nate wenn diese für eine Mindestdauer von einem Jahr von einem Mieter gemietet 
werden.“ 
Begründung: Die Entwurfsfassung teilt einem M1 als Selbstfahrermietfahrzeug immer 
eine HU-Laufzeit von 36 Monaten zu. 
 

o Nr. 5, Satz 2 ggf. korrigieren: „Die Sicherheitsprüfung darf in dem unmittelbar vor dem 
durch die Prüfmarke in Verbindung mit dem SP-Schild ausgewiesenen Monat durchge-
führt werden, ohne dass sich die nach Nummer 1 oder Nummer 2 3 vorgeschriebenen 
Zeitabstände für die nächste vorgeschriebene Sicherheitsprüfung ändern.“ 
 

o Nr. 5, Satz 4: Die Regelung, dass „Bei Fahrzeugen mit einer europäischen Typgeneh-
migung, die außerhalb des Geltungsbereichs dieser Verordnung zum Verkehr zugelas-
sen waren, beginnt die Frist für Sicherheitsprüfungen mit der ersten im Inland durchge-
führten Hauptuntersuchung“, widerspricht vss. § 7 Absatz 2 der aktuell gültigen FZV 
bzw. § 8 Absatz 2 des Entwurfsstand der FZV. 
 

• Anlage 12  
o Nr. 1.1: Satz 4 ggf. redaktionell wie folgt fassen: 

„Die eigenständigen Teile der Hauptuntersuchung nach dieser Anlage sind Untersu-
chungen des Motormanagement-/ Abgasreinigungssystems und die Durchführung von 
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Gasanlagenprüfungen für Antriebssysteme von Kraftfahrzeugen nach § 20.  
Die eigenständigen Prüfungen nach dieser Anlage sind Sicherheitsprüfungen nach § 
14, Gassystemeinbauprüfungen nach § 52 Absatz 3 4 und Gasanlagenprüfungen nach 
§ 52 Absatz 2 5.“ 

o Nr. 1.3 ggf. redaktionell wie folgt fassen: 
„Für die nach Nummer 2.76 vorgeschriebenen Schulungen und Wiederholungsschu-
lungen wird vom Bundesministerium für Digitales und Verkehr im Benehmen mit den 
zuständigen obersten Landesbehörden eine Richtlinie im Verkehrsblatt bekannt ge-
macht.“ 
 

• Anlage 13:  
Sowohl für HU-Plaketten wie auch SP-Prüfmarken sind Anforderungen an Fälschungssi-
cherheit neu aufgenommen (Nr. 1.1.2, Nr. 4.2.4). Hier wäre eine Übergangsregelung wün-
schenswert, da die Auslieferung an die Prüfenden Stellen einen Vorlauf benötigt und 
„Restbestände“ dann aufgebraucht werden könnten. 
 

• Anlage 15 
Nr. 4.2 g und Nr. 4.4 a, b: Die Anzahl der Ziffern der FIN ist unplausibel – Vergleich aktu-
elle Fassung XXVIII Nr. 4.2 g bzw. Nr. 4.3 a, b 
 

• Anlage 20, Nr. 1 Satz 1 ist redaktionell ggf. anzupassen:  
„Gasanlagenprüfungen nach dem Einbau (Gassystemeinbauprüfungen) und Gasanlagen-
prüfungen im Sinne des der §§ 20 und 52 sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmun-
gen durchzuführen.“ 
 

• Begründung zu § 3 passt u.E. inhaltlich nicht zu dem Paragrafen. 
 

• Begründung zu § 8  
o Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt redaktionell anzupassen: 

„Der Inhalt entspricht in weiten Teilen dem ehemaligen § 19 Abs. 1 § 21 der bisherigen 
Fassung der StVZO und wurde redaktionell verkürzt und so für den Bürger verständli-
cher gestaltet.“ 
  

o Absatz 4 Satz 1 ist wie folgt redaktionell anzupassen: 
„Der Inhalt entspricht im Wortlaut dem § 19 Absatz 1a § 21 der bisherigen Fassung der 
StVZO:“ 

 
• Begründung zu § 15, zweiter Absatz (S. 268) ist redaktionell vermutlich wie folgt zu formu-

lieren (Nr. 1.4 existiert nicht): 
„Absatz 2 Satz 2 wurden aus Anlage VIIIc Nummer 1.4 2.12 der bisher geltenden Fas-
sung der StVZO inhaltsgleich mit redaktionellen Anpassungen übernommen.“ 
 

• Begründung zu § 55 Absatz 2: In dem dritten Absatz Satz 2 sowie im vierten Absatz Satz 
2 wird auf eine Regelung zu einer Übergangsvorschrift in § 74 verwiesen. § 74 enthält 
keine Übergangsvorschrift zu § 55. 
 


